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lung liegt die notwendige Garantie der Zahlung, zu der der Karten-

inhaber den Aussteller i.S.d. § 266b I StGB veranlassen kann.48

F�r eine Strafbarkeit gem. § 266b StGB ist aber zudem erforder-

lich, dass es sich bei der Codekarte um eine Scheck- oder Kreditkarte

handelt. Dieses Merkmal war bis zum 1.1.2002 noch erf�llt, da die

damaligen ec-Karten (i.S.v. eurocheque-Karten) nicht nur den Zu-

gang zum Geldautomaten gew�hrten, sondern ihre Vorlage gegen-

�ber dem Scheckempf�nger zugleich die Einl�sung eines Euroschecks

bis zu einem bestimmten H�chstbetrag garantierten. Den Charakter

als Scheckkarte konnte die ec-Karte allein durch ihre Verwendung als

Codekarte am Geldautomaten nach h.M. nicht verlieren.49

Mit dem Wegfall des Euroschecks mit Ablauf des Jahres 2001

haben ec-Karten (»ec« nun i.S.v. electronic cash) ihre Eigenschaft

als Scheckkarte verloren. Sofern es sich bei der Codekarte nicht

zugleich um eine Kreditkarte handelt, ist sie daher tatbestandlich

nicht mehr von § 266b StGB erfasst.50 Der vertragswidrige Ein-

satz von Codekarten zur �berziehung des Kontos durch den

Inhaber ist nach aktueller Rechtslage somit regelm�ßig straflos.

D. FAZIT
In dieser K�rze kann freilich nur ein unvollst�ndiger �berblick

�ber die Vielfalt an T�uschungen im modernen Zahlungsverkehr

gew�hrt werden. An den ausgew�hlten Entscheidungen sollen

aber zumindest zwei Aspekte verdeutlicht werden, die auch bei

der strafrechtlichen Bewertung anderer Betrugskonstellationen,

etwa beim Online-Banking oder im elektronischen Zahlungsver-

kehr,51 regelm�ßig Bedeutung erlangen k�nnen.

Zum einen ist der Ermittlung des Erkl�rungsgehalts des T�ter-

verhaltens besonderes Augenmerk zu widmen. Dabei ist vor allem

die Risiko- und Pflichtenverteilung zwischen den beteiligten Par-

teien und Kreditinstituten zu ber�cksichtigen. In einer Klausur

k�nnen insoweit detaillierte Hintergrundkenntnisse, etwa �ber

bestehende Vereinbarungen zwischen den Banken, kaum erwartet

werden, so dass es weiterf�hrender Angaben im Sachverhalt be-

darf, die dann bei der Anfertigung des Gutachtens aufzugreifen

und eingehend zu verarbeiten sind.

Außerdem m�ssen zivilrechtliche Erw�gungen hinreichend ge-

w�rdigt werden. Wie Zivil- und Strafrecht im modernen Zah-

lungsverkehr ineinander greifen k�nnen, hat die Entscheidung des

BGH zur Strafbarkeit der Abhebung einer fehlgebuchten Gut-

schrift eindrucksvoll belegt. Vertragliche Risikoverteilungen k�n-

nen dazu f�hren, dass dem Verf�genden bestimmte Anspr�che

zustehen, deren Geltendmachung sich somit von vornherein dem

strafrechtlichen Anwendungsbereich entzieht.

48 BGHSt 47, 160 (166).

49 BayObLG NJW 1997, 3039; OLG Stuttgart NJW 1988, 981 (982); NK/Kindh�user

(Fn. 4) § 266b Rn. 21.

50 Baier ZRP 2001, 454 (455 f.); Lackner/K�hl (Fn. 21) § 266b Rn. 3; Sch�nke/Schr�der/

Perron (Fn. 5) § 263a Rn. 11; Tr�ndle/Fischer (Fn. 20) § 266b Rn. 6; Hilgendorf/Frank/

Valerius Computer- und Internetstrafrecht, 2005, Rn. 149.

51 Hier gelten im Wesentlichen dieselben Grunds�tze wie beim Missbrauch von Karten am

Geldautomaten; vgl. dazu NK/Kindh�user (Fn. 4) § 263 Rn. 52 ff.; Sch�nke/Schr�der/

Perron (Fn. 5) § 263a Rn. 13 f.; Tr�ndle/Fischer (Fn. 20) § 263a Rn. 15 f.; von Heint-

schel-Heinegg/Valerius (Fn. 22) § 263a Rn. 29 ff.
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n SACHVERHALT
Die Sektenbeauftragte der Freien und Hansestadt Hamburg stellt im Rahmen ihrer Beratung im

Anschluss an »Informationsabende« �ber angenommene Gefahren der Scientology-Bewegung allen

Interessierten einen vorformulierten Erkl�rungsbogen zur Verf�gung, der als Schutzerkl�rung gegen-

�ber Gesch�ftspartnern verwendet werden kann und diese zu einer Auskunft �ber ihre Beziehungen

zu Scientology veranlassen soll.

Schutzerkl�rung

Sektenbeauftragte

K ist Mitglied der Scientology-Kirche Deutschland. Sie betreibt ein Verkaufsstudio, in dem sie

ihren Kunden ein Vitaminkonzentrat anbot. Dessen Hersteller (V) �bersandte der K eine dieser

vorformulierten Erkl�rungen des Inhalts, dass die K bzw. ihr Unternehmen nicht nach der Tech-

nologie von L. Ron Hubbard (dem Begr�nder von Scientology) arbeite, dass weder sie noch ihre

Mitarbeiter entsprechend geschult w�rden und dass sie die Technologie zur F�hrung ihres Unter-

nehmens ablehne. Die K unterzeichnete die Erkl�rung nicht. Daraufhin beendete V seine Gesch�fts-

beziehungen mit ihr. Da K ihre Kunden mit dem Vitaminkonzentrat nicht mehr bedienen konnte,

entging ihr ein Gewinn von 5.000 E.

Scientology

Die K hatte beim zust�ndigen Verwaltungsgericht Klage erhoben und beantragt, das Land Ham-

burg zu verurteilen, es zu unterlassen, Dritten zu empfehlen, im gesch�ftlichen Verkehr die erw�hnte

Erkl�rung zu verwenden, die Erkl�rung zur Verwendung im gesch�ftlichen Verkehr in Umlauf zu

Rechtsweg

* Die Autoren sind Mitarbeiter am Lehrstuhl f�r Staats- und Verwaltungsrecht, Verfassungsgeschichte und Staatskirchenrecht (Prof.

Goerlich), Juristenfakult�t, Universit�t Leipzig.

** Der vorliegende Fall ist angelehnt an den Sachverhalt, welcher BVerwG – Urteil v. 15.12.2005 – 7 C 20.04 – (BVerwG NJW 2006, 1303 =

DVBl. 2006, 387 = ZevKR 51 [2006], 235) zu Grunde lag. Das BVerwG hatte realiter zu Gunsten der Kl�gerin entschieden. Die

Fallbearbeitung entstand als Beitrag zum Klausurenkurs der Leipziger Examens-Offensive im Wintersemester 2006/07. Zum vorerw�hnten

Urteil auch Goerlich Informationst�tigkeit von hoher Hand, eine merkw�rdige Kooperation und rechtsstaatliche Verwaltung, tv-diskurs

37/2006, S. 94 ff.
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bringen oder in sonstiger Weise f�r die Verwendung der Erkl�rung im gesch�ftlichen Verkehr zu wer-

ben. Jedoch wurde ihre Klage abgewiesen. Ebenso scheiterte sie im Berufungs- und Revisionsverfahren.

Daraufhin erhebt sie mit folgender Begr�ndung Verfassungsbeschwerde zum BVerfG: Sie k�nne f�r

ihren Glauben an die scientologische Lehre den Schutz des Art. 4 Abs. 1 GG in Anspruch nehmen. Sie

glaube an die transzendenten Elemente der Lehre von L. Ron Hubbard und habe diese f�r sich als

verbindlich anerkannt. Ihre Mitgliedschaft bei Scientology sei Ausdruck ihrer religi�sen und welt-

anschaulichen �berzeugung. Die Verbreitung der von der Sektenbeauftragten entworfenen Erkl�rung

stelle einen Eingriff in ihr Grundrecht auf Bekenntnisfreiheit ein. Die Senatsverwaltung bezwecke oder

sehe zumindest voraus, dass die Erkl�rung von Firmen eingesetzt werde, um die Gesch�ftsbeziehung zu

einem derart »zwangsgeouteten« Scientologen zu beenden. Technologie und Glauben ließen sich

n�mlich nicht trennen: Die Technologie sei die Umsetzung eines scientologischen Lehrsatzes mittels

einer festgelegten Vorgehensweise. Jeder Scientologe w�rde in der Technologie des L. Ron Hubbard

geschult, wenn er einen Kurs in seiner Scientology-Kirche besuche. Es sei f�r einen Scientologen fak-

tisch unm�glich, sich von der Aus�bungsweise der Technologie zu distanzieren, ohne seinen Glauben

an die Lehre ableugnen zu m�ssen. Daher sei es unerheblich, ob die Scientology-Kirche Deutschland

und andere ihr verbundene Organisationen den Schutz des Art. 4 GG deshalb nicht gen�ssen, weil ih-

nen – wie oftmals vorgeworfen – die ideellen Ziele nur als Vorwand f�r vorgebliche wirtschaftliche und

machtpolitische Bet�tigungen dienten. Jedenfalls habe die Beklagte mit der Herausgabe der Erkl�rung

den Grundsatz der Verh�ltnism�ßigkeit verletzt. Ihr berufliches Interesse k�nne nicht mit den Inte-

ressen der Scientology-Kirche gleichgesetzt und davon ausgehend das Schutzinteresse an einer Heraus-

gabe der Erkl�rung bestimmt werden. Dadurch werde sie allein auf Grund ihrer Zugeh�rigkeit zur

Scientology-Kirche diskriminiert. Der Staat k�nne zwar die �ffentlichkeit oder interessierte B�rger

�ber religi�se und weltanschauliche Gruppen informieren und sich kritisch mit ihnen auseinander set-

zen. Ihm sei es auch nicht verwehrt, in Einzelf�llen beratend t�tig zu werden, auf Nachfrage Emp-

fehlungen zu geben und m�gliche Schutzmaßnahmen aufzuzeigen. Derartige Verhaltensempfehlungen

seien aber nur dann verh�ltnism�ßig, wenn einerseits eine Gefahr von der Person oder der religi�sen/

weltanschaulichen Gruppe ausgehe, der sie angeh�re, und wenn andererseits bei dem Ratsuchenden

ein �berwiegendes Schutzbed�rfnis vorliege. Ein derartiges Schutzbed�rfnis habe bei V ihr gegen�ber

jedoch nicht bestanden. Eine Infiltration und Einflussnahme auf das Unternehmen des V sei nicht zu

bef�rchten gewesen. Die bloße Sorge um den Ruf eines Unternehmens rechtfertige es nicht, dass der

Staat gezielt dazu beitrage, Scientologen wirtschaftlich zu benachteiligen und von Gesch�ftsbeziehun-

gen auszuschließen.

Beschwerdef�hrerin

Die Senatsverwaltung Hamburgs hingegen macht folgendes geltend: Die K k�nne sich nicht auf ihre

individuelle Glaubensfreiheit berufen, denn sie geh�re einer Gemeinschaft an, der die angeblich religi�se

Ausrichtung lediglich als Vorwand f�r eine wirtschaftliche Bet�tigung diene. Ohnehin sei das Gedanken-

geb�ude der Scientology weder als Religion noch als Weltanschauung zu betrachten. Es fuße weit �ber-

wiegend auf Vorstellungen von der Welt, die ihren Ursprung in Science-Fiction h�tten. Jedenfalls ha-

be die abgeforderte Erkl�rung keinen Bezug zu einem Glaubensbekenntnis. Nach der scientologischen

�berzeugung handele es sich bei der »Technologie« nicht um eine Glaubensfrage, sondern um bloße

Gesch�ftstechniken. Allein mit der Erkl�rung werde weder ein »Abschw�ren« von dem »Glauben« ver-

langt, noch gefordert, die Mitgliedschaft in der Scientology-Kirche offen zu legen oder sich zu der scien-

tologischen Lehre zu bekennen. Abgesehen davon entscheide das jeweilige Unternehmen im Rahmen

seiner grundrechtlich gesch�tzten Privatautonomie selbst, ob es mit Personen kontrahieren wolle, welche

die scientologische Technologie anwenden. Diese Entscheidung sei dem Land Hamburg nicht zuzu-

rechnen. Mit der Weitergabe der Erkl�rung habe sie weder die Grenzen der zul�ssigen staatlichen

Information und Beratung �berschritten, noch gegen das Gebot staatlicher Neutralit�t verstoßen.

Daneben sei kein besonders qualifiziertes Interesse des Einzelnen an der Aush�ndigung der Erkl�rung

erforderlich. Der Staat d�rfe die Hilfestellung f�r einen wirksamen Schutz nicht verweigern. Im �brigen

habe ein Unternehmen ein berechtigtes Interesse daran, aus Sorge um den Ruf der eigenen Firma nicht

mit einer gesellschaftlich umstrittenen Organisation in Verbindung gebracht zu werden.

Erwiderung

1. In einem Rechtsgutachten, das auf alle im Sachverhalt aufgeworfenen Fragen eingeht, ist zu pr�-

fen, ob die Verfassungsbeschwerde der K Aussicht auf Erfolg hat.

Fallfragen

2. Kann die K gegen�ber der Freien und Hansestadt Hamburg einen Amtshaftungsanspruch gel-

tend machen?

n L�SUNG
TEIL 1: VERFASSUNGSBESCHWERDE

Die Verfassungsbeschwerde hat Aussicht auf Erfolg, wenn sie zul�ssig und begr�ndet ist.

A. ZUL�SSIGKEIT

I. Zust�ndigkeit
Gem. Art. 93 I Nr. 4a GG und §§ 13 I Nr. 8a, 90 I BVerfGG ist das BVerfG zust�ndig.
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